
T 4                       Wirtschaftspolitik und Lobbyarbeit 
 
Badische Unternehmen der Metallbranche wandten sich 1909 an die zweite Badische 
Kammer, um eine Berücksichtigung Ihrer Interessen bei der Auftragsvergabe zu erreichen. 
Diesem Schreiben war, wie aus dem Text ersichtlich, eine frühere Eingabe vorausge-
gangen. 
 
 
 
          Betrifft: Arbeitsnot der  
          badischen Eisenindustrie 
 
Einer hohen zweiten Kammer 
der badischen Ständeversammlung 
 
beehren sich die Unterzeichnenden, ergebenst das Folgende zu  unterbreiten: 
 
Wie allgemein bekannt, ist die gegenwärtige wirtschaftliche Lage der Eisenindustrie in Baden die denkbar 
ungünstigste. Getroffen werden davon in gleicher Weise die Unternehmer, die Arbeiterschaft, der 
Bahnverkehr, die Steuerkraft des Landes, kurzum die ganze wirtschaftliche Ader unseres engeren 
Heimatlandes krankt. 
 
Es wäre jedoch ganz falsch, zu meinen, daß diese Lage nur augenblicklich durch ungünstige Konjunktur 
bedingt ist, vielmehr leidet die badische Eisenindustrie im Gegensatz zu anderen deutschen Bundesstaaten 
schon von jeher an der Art, wie die Regierung die Aufträge vergibt. (…) 
Die Ursache liegt also (…) hauptsächlich darin, daß: 
1. in Baden nur eine sogenannte Fertigindustrie des Eisengewerbes sich betätigen kann, und diese 

Rohprodukte alle außerlandes beziehen muß, 
2.daß der außerbadischen Konkurrenz der Markt für die Fertigindustrie (Eisenbauten) ebenso zugänglich ist, 

als den einheimischen Firmen des Eisengewerbes, während die letzteren nicht in der gleichgünstigen 
Lage sind, außerlandes zu konkurrieren (…). 

 
Im Jahre 1906 schon unterbreiteten einige mitunterzeichnete Firmen jedem der Herren Minister 
nachstehende Eingabe: 
 

„ (…) Bis jetzt werden (…) die Lieferungen und Leistungen meistens öffentlich ausgeschrieben, und 
hierdurch jedem außerbadischen Werke Gelegenheit gegeben, sich auf Kosten badischer Firmen Arbeit zu 
verschaffen. 
Nachdem sich die Behörden der Nachbarstaaten, Bayern einschl. der Pfalz, Württemberg, Sachsen und 
sogar Preußen gegen den Wettbewerb badischer Werke mit Erfolg abschließen, sind die letzteren (…) darauf 
angewiesen, sich die für die badischen Staatsbehörden nötig werdenden Arbeiten öfters auf Grund 
beträchtlicher Geldopfer zu sichern. (…) 
Die unterzeichneten Firmen stellen nun ehrerbietigst das Ansuchen an Eure Excellenz, geneigtest 
veranlassen zu wollen, daß zur Unterstützung, Erhaltung und Förderung der einheimischen Industrie und 
ihres Arbeiterstandes und in Anbetracht der herrschenden Notlage und des vielfachen Arbeitsmangels die 
nötig werdenden Eisenbauten nur in Baden selbst zur Vergebung kommen. (…) 
Man wolle (…) die Arbeiten einigermaßen einteilen, daß unsere Industrie das ganze Jahr gleichmäßig 
beschäftigt bleibt. (…)“ 
 

Es ist den Firmen ein Bescheid hierauf nicht geworden und eine Wendung zum Bessern konnte leider auch 
nicht bemerkt werden. (…) 
Würde der Staat, den Bedürfnissen des Landes entsprechend, die Arbeiten unter den Interessenten im Lande 
zur Vergebung  bringen, so wüßte er auch auch ganz genau, welche Fabrik Bedarf an Arbeit hat und es wäre 
dann ein leichtes, die Lieferungen derart zu verteilen, daß jeder von uns regelmäßig beschäftigt werde, und 
so auch die Arbeiter ihren dauernden Platz finden könnten. 
Die Gefahr einer Ringbildung zum Zwecke der Preisschrauberei ist nicht vorhanden, da der Staat immer in 
der Lage ist, sich über konkurrierende Preise bei den Nachbarstaaten zu verlässigen. (…) 
 
Karlsruhe, den 15. Dezember 1909.                                                       (Unterschriften umseitig.) 
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